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Strafrechtliche Schutzbestimmungen im zivilrechtlichen 
Kindesschutzkontext 

  
Art. 5 Straftaten gegen Unmündige im Ausland  
1Diesem Gesetz ist ausserdem unterworfen, wer sich in der Schweiz befindet, nicht ausgeliefert wird 
und im Ausland eine der folgenden Taten begangen hat:  

a. Menschenhandel (Art. 182), sexuelle Nötigung (Art. 189), Vergewaltigung (Art. 
190), Schändung (Art. 191) oder Förde-rung der Prostitution (Art. 195), wenn das 
Opfer weniger als 18 Jahre alt war;  

b. sexuelle Handlungen mit Kindern (Art. 187), wenn das Opfer weniger als 14 Jahre 
alt war;  

c. qualifizierte Pornografie (Art. 197 Ziff. 3), wenn die Gegen-stände oder 
Vorführungen sexuelle Handlungen mit Kindern zum Inhalt hatten.  

2Der Täter wird, unter Vorbehalt eines krassen Verstosses gegen die Grundsätze der Bundesverfassung 
und der EMRK7, in der Schweiz wegen der Tat nicht mehr verfolgt, wenn: 

a. ein ausländisches Gericht ihn endgültig freigesprochen hat;  
b. die Sanktion, zu der er im Ausland verurteilt wurde, vollzogen, erlassen oder 

verjährt ist.  
3Ist der Täter wegen der Tat im Ausland verurteilt worden und wurde die Strafe im Ausland nur 
teilweise vollzogen, so rechnet ihm das Gericht den vollzogenen Teil auf die auszusprechende Strafe 
an. Das Gericht entscheidet, ob eine im Ausland angeordnete, dort aber nur teilweise vollzogene 
Massnahme fortzusetzen oder auf die in der Schweiz ausgefällte Strafe anzurechnen ist. 
 
Art. 14 Rechtmässige Handlungen und Schuld. Gesetzlich erlaubte Handlung  
Wer handelt, wie es das Gesetz gebietet oder erlaubt, verhält sich rechtmässig, auch wenn die Tat nach 
diesem oder einem andern Gesetz mit Strafe bedroht ist.  
 
Art. 15 Rechtfertigende Notwehr  
Wird jemand ohne Recht angegriffen oder unmittelbar mit einem Angriff bedroht, so ist der 
Angegriffene und jeder andere berechtigt, den Angriff in einer den Umständen angemessenen Weise 
abzuwehren.  
 
Art. 16 Entschuldbare Notwehr  
1Überschreitet der Abwehrende die Grenzen der Notwehr nach Artikel 15, so mildert das Gericht die 
Strafe.  
2Überschreitet der Abwehrende die Grenzen der Notwehr in entschuldbarer Aufregung oder 
Bestürzung über den Angriff, so handelt er nicht schuldhaft. 
 
Art. 17 Rechtfertigender Notstand 
Wer eine mit Strafe bedrohte Tat begeht, um ein eigenes oder das Rechtsgut einer anderen Person aus 
einer unmittelbaren, nicht anders abwendbaren Gefahr zu retten, handelt rechtmässig, wenn er dadurch 
höherwertige Interessen wahrt. 
  
Art. 18 Entschuldbarer Notstand  
1Wer eine mit Strafe bedrohte Tat begeht, um sich oder eine andere Person aus einer unmittelbaren, 
nicht anders abwendbaren Gefahr für Leib, Leben, Freiheit, Ehre, Vermögen oder andere hochwertige 
Güter zu retten, wird milder bestraft, wenn ihm zuzumuten war, das gefährdete Gut preiszugeben.  
2War dem Täter nicht zuzumuten, das gefährdete Gut preiszugeben, so handelt er nicht schuldhaft. 
 
Art. 30 Strafantrag. Antragsrecht  
1Ist eine Tat nur auf Antrag strafbar, so kann jede Person, die durch sie verletzt worden ist, die 
Bestrafung des Täters beantragen.  
2Ist die verletzte Person handlungsunfähig, so ist ihr gesetzlicher Vertreter zum Antrag berechtigt. Ist 
sie bevormundet, so steht das Antragsrecht auch der Vormundschaftsbehörde zu.  
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3Ist die verletzte Person unmündig oder entmündigt, so ist auch sie zum Antrag berechtigt, wenn sie 
urteilsfähig ist.  
4Stirbt die verletzte Person, ohne dass sie den Strafantrag gestellt oder auf den Strafantrag 
ausdrücklich verzichtet hat, so steht das Antrags-recht jedem Angehörigen zu.  
5Hat eine antragsberechtigte Person ausdrücklich auf den Antrag verzichtet, so ist ihr Verzicht 
endgültig. 
 
Art. 97 Verfolgungsverjährung. Fristen  
1Die Strafverfolgung verjährt in:  
a. 30 Jahren, wenn die Tat mit lebenslänglicher Freiheitsstrafe bedroht ist; 
b. 15 Jahren, wenn die Tat mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Jahren bedroht ist;  
c. sieben Jahren, wenn die Tat mit einer anderen Strafe bedroht ist.  
2Bei sexuellen Handlungen mit Kindern (Art. 187) und unmündigen Abhängigen (Art. 188) sowie bei 
Straftaten nach den Artikeln 111, 113, 122, 182, 189–191 und 195, die sich gegen ein Kind unter 16 
Jahren richten, dauert die Verfolgungsverjährung in jedem Fall mindestens bis zum vollendeten 25. 
Lebensjahr des Opfers. 
3Ist vor Ablauf der Verjährungsfrist ein erstinstanzliches Urteil ergangen, so tritt die Verjährung nicht 

mehr ein.  
4Die Verjährung der Strafverfolgung von sexuellen Handlungen mit Kindern (Art. 187) und 
unmündigen Abhängigen (Art. 188) sowie von Straftaten nach den Artikeln 111–113, 122, 182, 189–
191 und 195, die sich gegen ein Kind unter 16 Jahren richten, bemisst sich nach den Absätzen 1–3, 
wenn die Straftat vor dem Inkrafttreten der Änderung vom 5. Oktober 2001 begangen worden ist und 
die Verfolgungsverjährung zu diesem Zeitpunkt noch nicht eingetreten ist. 
 
Art. 123 Einfache Körperverletzung 
1. Wer vorsätzlich einen Menschen in anderer Weise an Körper oder Gesundheit schädigt, wird, auf 

Antrag, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. In leichten Fällen kann der 
Richter die Strafe mildern (Art. 48a). 

2. Die Strafe ist Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe, und der Täter wird von Amtes 
wegen verfolgt,  
wenn er Gift, eine Waffe oder einen gefährlichen Gegenstand gebraucht,  
wenn er die Tat an einem Wehrlosen oder an einer Person begeht, die unter seiner Obhut steht 
oder für die er zu sorgen hat, namentlich an einem Kind,  
wenn er der Ehegatte des Opfers ist und die Tat während der Ehe oder bis zu einem Jahr nach der 
Scheidung begangen wurde,  
wenn er die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner des Opfers ist und die Tat 
während der Dauer der eingetragenen Partnerschaft oder bis zu einem Jahr nach deren Auflösung 
begangen wurde, 
wenn er der hetero- oder homosexuelle Lebenspartner des Opfers ist, sofern sie auf unbestimmte 
Zeit einen gemeinsamem Haushalt führen und die Tat während dieser Zeit oder bis zu einem Jahr 
nach der Trennung begangen wurde. 

 
Art. 126 Tätlichkeiten 
1Wer gegen jemanden Tätlichkeiten verübt, die keine Schädigung des Körpers oder der Gesundheit zur 
Folge haben, wird, auf Antrag, mit Busse bestraft.  

2Der Täter wird von Amtes wegen verfolgt, wenn er die Tat wiederholt begeht:  
a.  an einer Person, die unter seiner Obhut steht oder für die er zu sorgen hat, namentlich 

an einem Kind;  
b.  an seinem Ehegatten während der Ehe oder bis zu einem Jahr nach der Scheidung; 

oder  
bbis.  an seiner eingetragenen Partnerin oder seinem eingetragenen Partner während 

der Dauer der eingetragenen Partnerschaft oder bis zu einem Jahr nach deren 
Auflösung; oder  

c.  an seinem hetero- oder homosexuellen Lebenspartner, sofern sie auf unbestimmte Zeit 
einen gemeinsamen Haushalt führen und die Tat während dieser Zeit oder bis zu 
einem Jahr nach der Trennung begangen wurde. 
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Art. 127 Gefährdung des Lebens und der Gesundheit. Aussetzung 
Wer einen Hilflosen, der unter seiner Obhut steht oder für den er zu sorgen hat, einer Gefahr für das 
Leben oder einer schweren unmittelbaren Gefahr für die Gesundheit aussetzt oder in einer solchen 
Gefahr im Stiche lässt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe bestraft. 
 
Art. 136 Verabreichen gesundheitsgefährdender Stoffe an Kinder  
Wer einem Kind unter 16 Jahren alkoholische Getränke oder andere Stoffe in einer Menge, welche die 
Gesundheit gefährden kann, oder Betäubungsmittel im Sinne des Bundesgesetzes vom 3. Oktober 
195179 über die Betäubungsmittel verabreicht oder zum Konsum zur Verfügung stellt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. 
 
Art. 182 Menschenhandel 
1Wer als Anbieter, Vermittler oder Abnehmer mit einem Menschen Handel treibt zum Zwecke der 
sexuellen Ausbeutung, der Ausbeutung seiner Arbeitskraft oder zwecks Entnahme eines 
Körperorgans, wird mit Freiheitsstrafe oder Geldstrafe bestraft. Das Anwerben eines Menschen zu 
diesen Zwecken ist dem Handel gleichgestellt. 2 
2Handelt es sich beim Opfer um eine unmündige Person oder handelt der Täter gewerbsmässig, so ist 
die Strafe Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr.  
3In jedem Fall ist auch ist auch eine Geldstrafe auszusprechen.  
4Strafbar ist auch der Täter, der die Tat im Ausland verübt. Die Artikel 5 und 6 sind anwendbar. 
 
Art. 183 StGB Freiheitsberaubung und Entführung 
1. Wer jemanden unrechtmässig festnimmt oder gefangen hält oder jemandem in anderer Weise 

unrechtmässig die Freiheit entzieht, wer jemanden durch Gewalt, List oder Drohung entführt, wird 
mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit Gefängnis bestraft.  

2. Ebenso wird bestraft, wer jemanden entführt, der urteilsunfähig, widerstandsunfähig oder noch 
nicht 16 Jahre alt ist. 

 
Art. 187 Gefährdung der Entwicklung von Unmündigen. Sexuelle Handlungen mit Kindern  
1. Wer mit einem Kind unter 16 Jahren eine sexuelle Handlung vornimmt,  

es zu einer solchen Handlung verleitet oder  
es in eine sexuelle Handlung einbezieht,  
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe bestraft.  

2. Die Handlung ist nicht strafbar, wenn der Altersunterschied zwischen den Beteiligten nicht mehr 
als drei Jahre beträgt.  

3. Hat der Täter zur Zeit der Tat das 20. Altersjahr noch nicht zurückgelegt und liegen besondere 
Umstände vor oder ist die verletzte Person mit ihm die Ehe oder eine eingetragene Partnerschaft 
eingegangen, so kann die zuständige Behörde von der Strafverfolgung, der Überweisung an das 
Gericht oder der Bestrafung absehen.  

4. Handelte der Täter in der irrigen Vorstellung, das Kind sei mindestens 16 Jahre alt, hätte er jedoch 
bei pflichtgemässer Vorsicht den Irrtum vermeiden können, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder Geldstrafe. 

 
Art. 188 Sexuelle Handlungen mit Abhängigen 
1. Wer mit einer unmündigen Person von mehr als 16 Jahren, die von ihm durch ein Erziehungs-, 

Betreuungs- oder Arbeitsverhältnis oder auf andere Weise abhängig ist, eine sexuelle Handlung 
vornimmt, indem er diese Abhängigkeit ausnützt,  
wer eine solche Person unter Ausnützung ihrer Abhängigkeit zu einer sexuellen Handlung 
verleitet,  
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.  

2. Ist die verletzte Person mit dem Täter eine Ehe oder eine eingetragene Partnerschaft eingegangen, 
so kann die zuständige Behörde von der Strafverfolgung, der Überweisung an das Gericht oder der 
Bestrafung absehen. 
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Art. 192 Sexuelle Handlungen mit Anstaltspfleglingen, Gefangenen, Beschuldigten  
1Wer unter Ausnützung der Abhängigkeit einen Anstaltspflegling, Anstaltsinsassen, Gefangenen, 
Verhafteten oder Beschuldigten veranlasst, eine sexuelle Handlung vorzunehmen oder zu dulden, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.  
2Hat die verletzte Person mit dem Täter die Ehe geschlossen oder ist sie mit ihm eine eingetragene 
Partnerschaft eingegangen, so kann die zuständige Behörde von der Strafverfolgung, der Überweisung 
an das Gericht oder der Bestrafung absehen. 
 
Art. 193 Ausnützung der Notlage  
1Wer eine Person veranlasst, eine sexuelle Handlung vorzunehmen oder zu dulden, indem er eine 
Notlage oder eine durch ein Arbeitsverhältnis oder eine in anderer Weise begründete Abhängigkeit 
ausnützt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.  
2Ist die verletzte Person mit dem Täter eine Ehe oder eine eingetragene Partnerschaft eingegangen, so 
kann die zuständige Behörde von der Strafverfolgung, der Überweisung an das Gericht oder der 
Bestrafung absehen.133 
 
Art. 195 Ausnützung sexueller Handlungen. Förderung der Prostitution 
Wer eine unmündige Person der Prostitution zuführt, wer eine Person unter Ausnützung ihrer 
Abhängigkeit oder eines Vermögensvorteils wegen der Prostitution zuführt, wer die Handlungsfreiheit 
einer Person, die Prostitution betreibt, dadurch beeinträchtigt, dass er sie bei dieser Tätigkeit 
überwacht oder Ort, Zeit, Ausmass oder andere Umstände der Prostitution bestimmt, wer eine Person 
in der Prostitution festhält, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren oder Geldstrafe bestraft. 
 
Art. 197 Pornografie 
1. Wer pornografische Schriften, Ton- oder Bildaufnahmen, Abbildungen, andere Gegenstände 

solcher Art oder pornografische Vorführungen einer Person unter 16 Jahren anbietet, zeigt, 
überlässt, zugänglich macht oder durch Radio oder Fernsehen verbreitet, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.  

2. Wer Gegenstände oder Vorführungen im Sinne von Ziffer 1 öffentlich ausstellt oder zeigt oder sie 
sonst jemandem unaufgefordert anbietet, wird mit Busse bestraft. Wer die Besucher von 
Ausstellungen oder Vorführungen in geschlossenen Räumen im Voraus auf deren 
pornografischen Charakter hinweist, bleibt straflos.  

3. Wer Gegenstände oder Vorführungen im Sinne von Ziffer 1, die sexuelle Handlungen mit 
Kindern oder mit Tieren, menschlichen Ausscheidungen oder Gewalttätigkeiten zum Inhalt 
haben, herstellt, einführt, lagert, in Verkehr bringt, anpreist, ausstellt, anbietet, zeigt, überlässt 
oder zugänglich macht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. Die 
Gegenstände werden eingezogen.  

3bis. Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer Gegenstände oder 
Vorführungen im Sinne von Ziffer 1, die sexuelle Handlungen mit Kindern oder Tieren oder 
sexuelle Handlungen mit Gewalttätigkeiten zum Inhalt haben, erwirbt, sich über elektronische 
Mittel oder sonst wie beschafft oder besitzt. Die Gegenstände werden eingezogen.  

4.  Handelt der Täter aus Gewinnsucht, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe. Mit Freiheitsstrafe ist eine Geldstrafe zu verbinden.  

5.  Gegenstände oder Vorführungen im Sinne der Ziffern 1–3 sind nicht pornografisch, wenn sie einen 
schutzwürdigen kulturellen oder wissenschaftlichen Wert haben. 

 
Art. 213 Inzest 
1Wer mit einem Blutsverwandten in gerader Linie oder einem voll- oder halbbürtigen Geschwister den 
Beischlaf vollzieht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.  
2Unmündige bleiben straflos, wenn sie verführt worden sind. 
 
Art. 217 Vernachlässigung von Unterhaltspflichten 
1Wer seine familienrechtlichen Unterhalts- oder Unterstützungspflichten nicht erfüllt, obschon er über 
die Mittel dazu verfügt oder verfügen könnte, wird, auf Antrag, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder Geldstrafe bestraft.  
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2Das Antragsrecht steht auch den von den Kantonen bezeichneten Behörden und Stellen zu. Es ist 
unter Wahrung der Interessen der Familie auszuüben. 
 
Art. 219 StGB Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht  
1Wer seine Fürsorge- oder Erziehungspflicht gegenüber einer unmündigen Person verletzt oder 
vernachlässigt und sie dadurch in ihrer körperlichen oder seelischen Entwicklung gefährdet, wird mit 
Gefängnis bestraft.  
2Handelt der Täter fahrlässig, so kann statt auf Gefängnis auf Busse erkannt werden. 
 
 
Art. 220 StGB Entziehen von Unmündigen 
Wer eine unmündige Person dem Inhaber der elterlichen oder der vormundschaftlichen Gewalt 
entzieht oder sich weigert, sie ihm zurückzugeben, wird, auf Antrag, mit Gefängnis oder mit Busse 
bestraft. 
 
Art. 292 StGB Ungehorsam gegen amtliche Verfügungen 
Wer der von einer zuständigen Behörde oder einem zuständigen Beamten unter Hinweis auf die 
Strafdrohung dieses Artikels an ihn erlassenen Verfügung nicht Folge leistet, wird mit Haft oder mit 
Busse bestraft. 
  
Art. 363 Mitteilungspflicht 
Stellt die zuständige Behörde bei der Verfolgung von strafbaren Hand-lungen gegenüber Unmündigen 
fest, dass weitere Massnahmen erfor-derlich sind, so informiert sie sofort die vormundschaftlichen 
Behörden. 
 
Art. 364 Mitteilungsrecht  
Ist an einem Unmündigen eine strafbare Handlung begangen worden, so sind die zur Wahrung des 
Amts- und Berufsgeheimnisses (Art. 320 und 321) verpflichteten Personen berechtigt, dies in seinem 
Interesse den vormundschaftlichen Behörden zu melden. 


